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Fer'spneJ. le s 
jjie  Staatsanwaltschaft Düsseldorf hat  gegen den  stellvertretenden Di- 
rektor  der  Hauptverwaltung Eisenbahn  in Ofienbaoh,   Ministerialdirektor 
Kahl«   ein Ermittlungsverfahren  eingeleitet.   Kahl .ist  bis  zum Abschluss 
des  gerichtlichen  Verfahrens  von  seinem Dienst beurlaubt  worden, 
Ministerialdirektor  Kahl  ist  eifriger Parteigänger  der  SPDC   Er war  um 
1933   Geschäftsführer  der  Brennstoffgesellsohaft   in  Essen,   einer  Art 
Selbsthilfeorganisation  der  Eisenbahner  für  den Eisenbahndirektions- 
betriebe  Da Kahl sich als geschickter  Geschäftsmann bewährte,   gab   die 
Geschäftsführung anfänglich zu keinerlei Beanstandungen Anlass«  Erst 
"später   stellte   sich heraus,   dass Kahl  eine  merkwürdige  Buchführung 

W      bevorzugte,   indem er  zwischen  fremden und  eigenen  Geldern nicht  immer 
klar  unterschied.  Es kam zu einem Disziplinarverfahren,   das mit  der 

"Dienstentlassung Kahls  endete0  Kahl  legte  gegen  die Entscheidung der^ 
Dienststrafkammer Berufung bei   dem Reichsdienststrafnof in Leipzigern«, 
Sie  endete  mit   einem Preispruch mangels Beweise«  Kahl hatt<e esgeschickt 
verstanden,   der Reichsbahn die  Schuld  zuzuweisen,   der  attestiert  wurde,, 
dass   sie  ihre Aufsichtspflicht  vernachlässigt  habe0   Kahl wurde  wieder 
in Essen eingestellt,   wurde  aber bald  darauf nach Köln  versetzt. 
Diese  Vorgänge   spielten  sich  zur  Zeit   der   "Machtübernahme"  sfc0   Die 
antifaschistische Einstellung von Kahl hatte  schon in Essen der  SA 
Veranlassung gegeben,   ihn  aus  den Diensträumen  zu entfernen.  Da Kahl 
mit  weiteren  Schikanen  rechnete.,   lehnte  er  den Dienstantritt  in Köln 
ab   und  liess  sich   statt  dessen pensionieren«   Unter Berufung auf  diese 
Vorgänge  behauptet  Kahl heute,   er  sef^fer  des Nazismus.   Er  verschwel 
aber    dass  es  in Wirklichkeit  kriminelle Dinge  gewesen  sind,   die   ihn. 
bei  der Reichsbahndirektion Lssen  unmöglich gemacht haben0 

Dem numr^br      -   --• -   ^«a^anwaltschal't  eingeleiteten Ermit.tlungsver- 
^       fahren "liegt   jeaoen ein  anderer Vorgang zugrunde«   Frau Kahl hatte  wider- 
•       rechtlich Obst  aus  des Nachbarn  Garten geholt«   In dem polizeilichen 

Strafverfahren behauptete Frau Kohl,   dass  es  sich um gekauftes Obs. 
gehandetl habeD   Als  Zeuge  vernommen,   berief  sich Kali 1 auf  den Leumund 
des  Generaldirektor Busch,  Die   Gegenpartei berief   sioh dabei  auf   die 
oben geschilderten  Vorgänge   und bestritt  die  Glaubwürdigkeit Kahls, 
So  stand  Aussage  gegen Aussage«,  Bei  diesem Stand  der Dinge  wurde   die 
Voruntersuchung einstweilen eingestellt,   bis  sie  nunmehr  von  der  btaa«£- 
anwaltschaft Düsseldorf wieder  eingeleitet  wurde0 

Es  erhebt   sich  die  Frage2   Warum ist  Kahl nicht  unverzüglich von  seinem. 
Dienst   zurückgetreten?  Nach  der  früheren Beamtenauffassung ware   es 
seine  Pflicht  gewesen,   sich  im gleichen Augenblick beurlauben zu lassen 
wo  der  Staatsanwalt  das  Verfahren gegen  ihn eröffnete«  Die  andere  Fra- 
ge  ist,   warum er nicht  von  der HVE bis  zum Abschluss  des  Verfahrens be- 
urlaubt  worden  ist.   Die  Entfernung  vom Dienst  wäre nach Auffassung  der 

•Beamtenschaft  innerhalb  der HVE  umso mehr erforderlich gewesen,   als 
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Kahl als Leiter der Verwaltungsabteil.ung und als Referent für die hö- 
heren Reichsbahnbeamten an exponierter Stelle steht, Kahl hat sieh 
lange Zeit geweigert- sich beurlauben zu lassen«, kr. hat vielmehr ge- 
droht, er werde "auspacken", wenn er zur Beurlaubung gezwungen würde,, 
Kahl vsrä als Typ eines Hochstaplers bezeichnet^ der niemals weiss, wo 
die Grenzen ^wischen Erlaubtem und Unerlaubtem sind. Sein Kraftwagen 
hat allein im Februar vorigen Jajires 9 000 km zurückgelegt, d.h0 pro 
Tag rd0 300 km,, Dieser Aufwand ist wesentlich darauf zurückzuführen^ 
dass der Dienstwagen von der ganzen.  Familie benutzt wurde* 
Die beiden Söhne von  Kahl wurden trotz Einstellungssperre bei der Reichx 
bahn eingestellt, Ungeachtet ihres jugendlichen Alters haben sie-es zu 
AmtsStellungen (Oberinspektoren) gebraoht, die normalerweise erst nach 
einer Reihe von Dienst jähren erreicht werden können, 
Kahl.hat, so wird weiter berichtet, einen kolossalen Frauenvers.chleiss0 
Er ist trotz seiner 60 Jahre den jungen Damen mehr zugetan als seinem 
Ansehen und seiner Gesundheit zuträglich ist. Nur seine robuste Natur 
erlaubt ihm seine Exzesse«, "Er nimmt bei Betriebsfesten keinen Anstoss 
daran, sich zu betrinken und bei Frauen handgreiflich zu werden«, Inner- 
halb der HVE sind die kleinen und grossen Skandalgeschichten um Kahl 
ein beliebtes Tagesgespräch«, 

Gleichgültig, wie das Verfahren gegen  Ministerialdirektor Kahl ausgeht, 
Es muss erwartet werden, dass er in seine frühere Amtsstellung nicht 
mehr zurüokkehrt0 

DrÄ Baumgartner braucht keine DeVisen. 

Aus den^faFEeTen 
Während nich der Landes versitzende der OSU, Dr. Müller, für seine kvrz~ 
lieh-'BffiliJ^p Reise nach Paris unter gressten Schwierigkeiten ein paar 
Lv-llars von der Militärregierung erbitten musste, konnte Dr, Baumgart- 
ner von der Bayernpartei grosszügig auf derartige Unterstützungen ver- 
zichten, da offenbar die Devisenlage der Bayernpartei für derartige 
Reisen ausreichend gesichert ist, 

' Die Brücke^Lond^n-Hannovero, 

Aus 3^L^^gT^ 
Das Zusammenopiel zwischen der Labour-Party und der Sozialdemokratie 
ist bei den Auseinandersetzungen um das Benner Grundgesetz in den letz- 
ten Wochen so offensichtlich geworden, dass auch dem Nichteingeweihten 
gttfi.sse politische Hintergründe klar geworden sind. Dem Besuch des 
stellvertretenden Ministerpräsidenten Herbert Morrison folgt nun im 
Auftrage der Par fc£ •.öx?'ki*tive eine Delegation, der u.a0 der Vizepräsi- 
dent dee Bergarbeiterverbandes Watson, Abg. Hewitson und der aus sen- 
politische Qte ,retiker der Labour-Patty, Denis Healy, angehören. Die 
Delegation weilt vom 28, April bis zum 50 Mai in Westdeutschland, Sie 
wird selbstverständlich auch Hannover besuchen. 

Berliner jz ur JBerliner-B1cc kadeL 

BerXTn 
Zu den Verlautbarungen über die Aufhebung der Bl'c<skade Berlins erklärte 
der Fraktionsvorsitzende der weettrerliner CDU, Prof. Landsberg, es ge- 
nüge keineswegs den früheren Zustand für das isolierte Berlin wieder 

- 3  - 



Kr.   33,   ?• Jhrg. DUD Seite  3 

hpr7u<*tellen    Es  dürfe nicht  wie  vorher nur  eine  Eisenbahnlinie  aus 
Rprlin  in äU *elt  hinausführen,   sondern  die  Bahnverbindungen nach 
Hamburg München  und  Stuttgart  müssten  ebenfalls  wieder  in Betrieb 
genommen werden.   Ausserdem müsse  zwischen Berlin^ und  Heimste dt  eine..... 
international gesicherte  Autostrasse  bestehen,   die  einen Krrndor- 
charakter  tragen müsse0 
•Frankfurt . .     ...xn Privater  oder  genossenschaltlicher^Wohnungsbau? 

Wolinungs^au 
Die Bremer Bürgerschaft hat   für  den Wohnungsbau 30 Mill    DM zur  Ver- 
fügung gestellt;. Das Bestreben  der  SB),   die  dabei  tatkräftig von  der 
KPD unterstützt  wurde,   ging von Anfang  an  daraui  hinaus,   dem staat- 
lichen   nnd  genossenschaftlichen Wohnungsbau  den Löwenanteil  an  den 
Baukred^eniu liKn.   Gegen diese  Auslohten hat  die  CDU-Fraktion 
energisch  protestiert.   In einer  öffentlichen CDU-Kundgebung verwahrte 
lieh  das  CDU-Mitglied  der Bürgerschaft.   Degener,   entschieden gegen  die 
beabsichtigte  Benachteiligung der  privaten^Bautatig^eit,   zumal n;ch 
keineswegs  erwiesen   sei,   ob   die   gemeinnützigen Wohnungsbaugesellschax- 
tin billige?  als  der  Privatmann bauten.   Die  CDU  lehne  es  ab,   dass der 
Staat  immer mehr  als  Vermieter  auftrete0 

Für  zeitgerechteJ3es^ldung.o 

Beamtenfragen 
Kcnh'TinPm Vor+rag  des-Vorsitzenden  des Deutschen Beamtenbundes  iur 
5?S2     o«nhQPn     Obfrrefiierungsrat Hesse   (CDU)   in  einer  Fraktionssitzung 
der  CDU orderte   die  IrlkÄ  in einem intrag an  den Landtag die  mög~ 
i^htt  om^ehende  Neuordnung der Besoldung der  öffentlichen Beamten 

ou^Üd  ^iKSrfßSU" rffi.  ^(gängig gemacht worden  sei, 

Terminkalender^ 
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